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A. Zielsetzung  

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde-
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen.  

В . Lösung  

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere  
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen,  
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent-
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie  
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit.  

C. Alternativen  

keine  
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keine  
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (421) — 651 09 — Ka 62/89 Bonn, den 17. November 1989 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 10. Juli 1989 zwischen der Bundesrepu-
bl ik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
über den gegenseitigen Schutz und die Förderung von Kapitalanlagen mit 
Begründung und VOrblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages und des zugehörigen Protokolls in deutscher und 
serbokroatischer Sprache sowie eine Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesminister des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 606. Sitzung am 10. November 1989 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf  

Gesetz  
zu dem Vertrag vom 10. Juli 1989  

zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland  
und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien  

über den gegenseitigen Schutz und die Förderung von Kapitalanlagen  

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates  
das folgende Gesetz beschlossen:  

Artikel 1  

Dem in Belgrad am 10. Juli 1989 unterzeichneten Ver-
trag zwischen der  Bundesrepublik  Deutschland und der  
Sozialistischen Föderativen  Republik  Jugoslawien über  
den gegenseitigen Schutz und die Förderung von Kapital-
anlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll vom selben  
Tage wird zugestimmt. Der Vertrag und das Protokoll  
werden nachstehend veröffentlicht.  

Artikel 2  
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land  

Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt.  

Artikel 3  
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung  

in Kraft.  

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13  
Abs. 2 und das Protokoll in Kraft treten, ist im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben.  

Begründung zum Vertragsgesetz  

Zu Artikel 1  

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes Anwendung, da er sich auf Gegenstände der  
Bundesgesetzgebung bezieht.  

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105  
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das im Vertrag  
vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf Steuern  
bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den  
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt.  

Zu Artikel 2  
Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwendung  
finden; das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-
Klausel.  

Zu Artikel 3  

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes.  

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach  
seinem Artikel  13  Abs. 2 und das Protokoll in Kraft treten,  
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.  

Schlußbemerkung  

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus-
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Aus-
wirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, ins-
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu  
erwarten, da es sich um einen Rechtsrahmen handelt, der  
über den in der  Bundesrepublik  Deutschland ohnehin  
bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht.  
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
über den gegenseitigen Schutz und die Förderung von Kapitalanlagen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien —  

in  dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den Vertragsparteien zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für gegenseitige 
Kapitalanlagen zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß der gegenseitige Schutz und die Förde-
rung von Kapitalanlagen zur Stärkung der wirtschaftlichen Initia-
tive beitragen — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Der Begriff „Kapitalanlagen" umfaßt Vermögenswerte jeder 
Art, die in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften angelegt werden, insbesondere aber nicht ausschließ-
lich: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie 
sonstige dingliche Rechte wie Pfandrechte aller A rt  und ähn-
liche Rechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften sowie ähnliche Anlage-
formen; 

c) Ansprüche auf Geld, das zur Schaffung eines wirtschaftlichen 
Wertes verwendet wurde, oder Ansprüche auf Dienst- oder 
Sachleistungen, die einen wirtschaftlichen We rt  haben und im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen; 

d) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums wie 
Erfinderrechte einschließlich Patente, Handelsmarken, Han-
delsnamen, gewerbliche Muster und Modelle sowie techni-
sche Verfahren, Know-how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Konzessio-
nen im Zusammenhang mit der Nutzung von natürlichen Res-
sourcen. 

Eine Änderung der Anlageform läßt die Eigenschaft als Kapital-
anlage im Sinne dieses Vertrags unberührt. 

(2) Der Begriff „Erträge" umfaßt diejenigen Beträge, die eine 
Kapitalanlage erbringt, insbesondere aber nicht ausschließlich: 
Gewinne, Dividenden, Zinsen, Lizenzentgelte sowie andere ähn-
liche Entgelte. 

(3)  Der Begriff „Investor" umfaßt gemäß den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften der jeweiligen Vertragspartei 

a) in bezug auf die  Bundesrepublik  Deutschland: 

1. Deutsche mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Ver-
trags, 
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2. juristische Personen sowie Handelsgesellschaften oder 
sonstige Gesellschaften oder Vereinigungen mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich 
dieses Vertrags haben, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf 
Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Sozialistische Föderative  Republik  Jugo-
slawien: 

1. natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit der 
Sozialistischen Föderativen  Republik  Jugoslawien besit-
zen, 

2. juristische Personen, die in Übereinstimmung mit den 
jugoslawischen Vorschriften gegründet worden sind, 

die Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit ihren innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften im Gebiet der anderen Vertragspartei vor-
nehmen. 

Artikel  2  

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit in ihrem Gebiet 
Kapitalanlagen von Investoren der anderen Vertragspartei, läßt 
sie in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zu und 
behandelt sie in jedem Fall gerecht und billig. 

(2) Kapitalanlagen sowie ihre Erträge genießen den vollen 
Schutz dieses Vertrags. Entsprechendes gilt für wiederangelegte 
Erträge und zusätzliche Mi ttel zur Erweiterung oder Erhaltung 
einer Kapitalanlage. 

(3) Eine Vertragspartei wird in ihrem Gebiet die Verwaltung 
oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Investoren der anderen 
Vertragspartei in keiner Weise durch willkürliche oder diskriminie-
rende Maßnahmen beeinträchtigen. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen von Investo-
ren der anderen Vertragspartei oder Kapitalanlagen, an denen 
Investoren  der  anderen Vertragspartei beteiligt sind, nicht weniger 
günstig als Kapitalanlagen der eigenen Investoren oder Kapital-
anlagen von Investoren dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der anderen Ver-
tragspartei hinsichtlich ihrer Geschäftstätigkeit im Zusammen-
hang mit Kapitalanlagen nicht weniger günstig als ihre eigenen 
Investoren oder Investoren dritter Staaten. 

(3) Die Bestimmungen  der  Absätze 1 und 2 beziehen sich nicht 
auf Vorrechte und Vergünstigungen, die eine Vertragspartei auf-
grund 

a) ihrer Mitgliedschaft in einer Zollunion, einem gemeinsamen 
Markt, einer Freihandelszone oder ihrer Zugehörigkeit zu 
einer Wirtschaftsgemeinschaft, 

b) eines Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Verein-
barungen über Steuerfragen 

Kapitalanlagen und Investoren dritter Staaten gewährt. 

Artikel  4  

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei ge-
nießen im Gebiet der anderen Vertragspartei vollen Schutz und 
volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen 
im Gebiet der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen Wohl 
und gegen Entschädigung enteignet, verstaatlicht oder anderen 
Maßnahmen unterworfen werden, die in ihren Auswirkungen einer 
Enteignung oder Verstaatlichung gleichkommen. Die Entschädi-
gung muß gerecht sein und dem We rt  der enteigneten Kapital-
anlage zu dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die Entscheidung 
über die Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbare Maß-
nahme öffentlich bekannt wurde. Die Entschädigung muß ohne 
unbegründete Verzögerung geleistet werden, tatsächlich verwert- 
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bar und frei transferierbar sein. Der Investor hat bis zum Zeitpunkt  
der Zahlung Anspruch auf bankübliche Verzinsung seiner Ent-
schädigung. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung oder vergleich-
baren Maßnahme sowie die Höhe der Entschädigung werden auf  
Antrag des Investors in einem ordentlichen Rechtsverfahren der  
jeweiligen Vertragspartei nachgeprüft.  

(З) Investoren einer Vertragspartei, die durch Krieg oder son-
stige bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staats-
notstand oder Aufruhr im Gebiet der anderen Vertragspartei Ver-
luste an Kapitalanlagen erleiden, werden von dieser Vertrags-
partei hinsichtlich der Entschädigungen oder sonstiger Ersatzlei-
stungen nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Investo-
ren oder Investoren dritter Staaten.  

Artikel  5  

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der ande-
ren Vertragspartei den freien Transfer der im Zusammenhang mit  
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere aber  
nicht ausschließlich:  

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge, die zur Aufrechterhal-
tung oder Ausweitung der Kapitalanlage notwendig sind;  

b) der Erträge;  

c) zur Rückzahlung von Darlehen, die im Zusammenhang mit  
einer Kapitalanlage gewährt werden;  

d) des Erlöses aus vollständiger oder teilweiser Liquidation oder  
Veräußerung der Kapitalanlage;  

e) der Entschädigungen gemäß Artikel 4.  

(2) Der Transfer erfolgt ohne unbegründete Verzögerung zu  
dem am Tage des Transfers gültigen Wechselkurs.  

Artikel  6 

Leistet eine Vertragspartei ihrem Investor aufgrund einer  
Gеwährleistung für eine Kapitalanlage im Gebiet der anderen  
Vertragspartei eine Entschädigungszahlung, so erkennt diese  
andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der erstgenann-
ten Vertragspartei aus Artikel 8 dieses Vertrags, die Übertragung  
aller Rechte und Ansprüche dieses Investors kraft Gesetzes oder  
aufgrund Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei  
an. Die andere Vertragspartei erkennt auch den Eintritt der erst-
genannten Vertragspartei in diese Rechte oder Ansprüche des  
Rechtsvorgängers nach Grund und Höhe an. Für den Transfer  
von Zahlungen aufgrund der übertragenen Rechte und Ansprüche  
gilt Artikel 5 dieses Vertrags entsprechend.  

Artikel  7  

(1) Gewährt eine innerstaatliche Rechtsvorschrift  der  Vertrags-
parteien oder eine völkеrrechtliche Vereinbarung, an der beide  
Vertragsparteien beteiligt sind, dem Investor der anderen Ver-
tragspartei oder seiner Kapitalanlage eine günstigere Behandlung  
als nach diesem Vertrag, so hat diese Regelung Vorrang vor  
diesem Vertrag.  

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal-
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der  
anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet übernommen hat.  

Artikel 8  
(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien  

über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen,  
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertrags-
parteien beigelegt werden.  
(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß Absatz 1 die-

ses Artikels nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer  
der beiden Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unter-
breiten.  

(З) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem  
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich  
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auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen,  
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestel-
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der  
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die  
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will.  

(4) Werden die in Absatz 3 dieses Artikels genannten Fristen  
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Verein-
barung jede Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen  
Gerichtshofs bi tten, die erforderlichen Ernennungen vorzuneh-
men. Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer der  
beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund  
verhindert, so soll der Vizepräsident die Ernennungen vorneh-
men. Besitzt auch  der  Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer  
der beiden Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll  
das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht  
die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt,  
die Ernennungen vornehmen.  

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Die  
Entscheidung des Schiedsgerichts ist bindend. Das Schieds-
gericht legt im übrigеn sein Verfahren selbst fest.  

(6) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie  
ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die  
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von  
den beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das  
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen.  

(7) Mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 Absatz 1 des  
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi-
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer  
Staaten kann das vorstehend vorgesehene Schiedsgericht inso-
weit nicht angerufen werden, als zwischen dem Investor einer  
Vertragspartei und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung  
nach Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande  
gekommen ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene  
Schiedsgericht im Fall der Nichtbeachtung einer gerichtlichen  
Entscheidung des Schiedsgerichts des genannten Obereinkom-
mens (Artikel 27) oder im Fall der Übertragung der Rechte kraft  
Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses  
Vertrags anzurufen, bleibt unberührt.  

Artikel  9  

(1) Meinungsverschiedenheitеn in bezug auf Kapitalanlagen  
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Investor der  
anderen Vertragspartei sollen, soweit möglich, zwischen den  
Streitparteien gütlich beigelegt werden.  

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist  
von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung  
durch eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so  
wird sie auf Verlangen des Investors der anderen Vertragspartei  
einem Schiedsverfahren im Rahmen des Übereinkommens vom  
18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwi-
schen Staaten und Angehörigen anderer Staaten unterworfen.  

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande-
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen  
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Der Schiedsspruch  
wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt.  

(4) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während  
des Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds-
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Investor der  
anderen Vertragspartei eine Entschädigung für einen Teil des  
Schadens oder den Gesamtschaden aus einer Versicherung  
erhalten hat.  

Artikel 10  

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den Ver-
tragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen  
bestehen.  
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Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren der 
einen Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften der anderen Vertragspartei in deren Gebiet schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Vertrags vorgenommen haben. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt — mit Ausnahme der Bestimmungen  der 
 Protokollnummer 5, soweit sie sich auf die Luftfahrt beziehen — 

auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundes-
republik Deutschland gegenüber dem Bundesvollzugsrat der 
Sozialistischen Föderativen Repu blik Jugoslawien innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertragseine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf  der  Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft. Der Vertrag bleibt zehn Jahre lang in 
Kraft; nach deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer dieses 
Vertrags auf unbestimmte Zeit, sofern nicht eine  der  beiden 
Vertragsparteien den Vertrag mit einer Frist von zwölf Monaten 
vor AbIauf schriftlich kündigt. Nach Ablauf von zehn Jahren kann 
der Vertrag jederzeit mit einer Frist von zwölf Monaten gekündigt 
werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 

Geschehen zu Belgrad am 10. Juli 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und serbokroatischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Protokoll  
zum Vertrag zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland  

und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien  
über den gegenseitigen Schutz und die Förderung  
von Kapitalanlagen, das Bestandteil des Vertrags ist  

(1) Zu Artikel 2  

Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen  
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker-
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souve-
ränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten  
erlaubt.  

(2) Zu Artikel З  

a) Als eine „weniger günstige" Behandlung im Sinne des  
Artikels З  ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung  
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brenn-
stoffen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller A rt,  
die Behinderung des Absatzes von Erzeugnissen, bei der  
Inanspruchnahme von Krediten,  der  Beschäftigung von  
Personal sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Wir-
kung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen  
Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlich-
keit zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige"  
Behandlung im Sinne des Artikels З .  

b) Als „Geschäftstätigkeit" im Sinne des Artikels З  ist ins-
besondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, der  
Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage anzu-
sehen.  

c) Die Bestimmungen des Artikels З  verpflichten eine Ver-
tragspartei nicht, steuerliche Vergünstigungen und Befrei-
ungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in  
ihrem Gebiet ansässigen Investoren gewährt werden,  
auch auf im Gebiet der anderen Vertragspartei ansässige  
Investoren auszudehnen.  

d) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Rechtsvor-
schriften Anträge auf die Einreise und den Aufenthalt von  
Personen der einen Vertragspartei, die in unmittelbarem  
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Gebiet der  
anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend prü-
fen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags-
partei, die in unmittelbarem Zusammenhang mit einer  
Kapitalanlage in das Gebiet der anderen Vertragspartei  
einreisen und sich dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit  
als Arbeitnehmer auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung  
der Arbeitserlaubnis werden wohlwollend geprüft.  

(З) Zu Artikel 4  

Der Investor hat Anspruch auf Entschädigung auch dann,  
wenn durch staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, an  
dem er beteiligt ist, eingegriffen und dadurch seine Kapital-
anlage erheblich beeinträchtigt wird.  

(4) Zu Artikel 5  

Der Transfer nach Artikel 5 ist innerhalb der Frist durchzufüh-
ren, die zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich  
ist. Die Frist beginnt mit der Einreichung des entsprechenden  
Antrags und endet spätestens mit Ablauf von drei Monaten.  
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(5) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam-
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertrags-
partei die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei 
weder ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, 
Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

Geschehen zu Belgrad am 10. Juli 1989 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und serbokroatischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
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Denkschrift zum Vertrag  

I. Allgemeines  

Der deutsch-jugoslawische Investitionsförderungs- und  
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er günstige  
Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. Die Förderung  
und der Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen sind nach  
Auffassung beider Seiten zudem geeignet, die wirtschaft-
liche Entwicklung in Jugoslawien zu unterstützen. Jugo-
slawien befindet sich in einer Phase tiefgreifender Wirt-
schaftsreformen mit marktwirtschaftlichen Zielsetzungen.  
Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Kapitalanlagen  
einen umfassenden und dauerhaften Rechtsschutz.  
Dadurch können deutsche Investitionen in Jugoslawien  
zusätzlich stimuliert werden.  

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die  
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi-
ken auch für die Erträge aus einer Kapitalanlage. Nach  
den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes kann der Bund  
derartige Garantien grundsätzlich nur dann übernehmen,  
wenn mit dem betreffenden Land ein Investitionsförde

-

rungs- und -schutzvertrag besteht.  

Der deutsch-jugoslawische Investitionsförderungs- und  
-schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen  
Mustervertrag, der auch Grundlage zahlreicher entspre-
chender Verträge mit anderen Entwicklungsländern sowie  
osteuropäischen Staaten war.  

II.  Zu den Vertragsbestimmungen  

Der Vertrag besteht aus  13  Artikeln und einem Protokoll.  

Zu Artikel 1  

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapital

-

anlagen", „Erträge" und „Investor". Einbezogen werden  
Vermögenswerte jeder A rt, diе  gemäß den jeweiligen  
innerstaatlichen Rechtsvorschriften angelegt werden,  
sowie die Erträge hieraus. Die Investoren sind von jeder  
Seite für ihren Geltungsbereich nach den innerstaatlichen  
Rechtsvorschriften festgelegt worden. Die Formel für die  
Bundesrepublik  Deutschland entspricht der Fassung in  
den bisherigen Verträgen mit osteuropäischen Staaten.  

Zu Artikel  2  

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel  
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung.  
Es wird klargestellt, daß auch wiederangelegte Erträge  
(Reinvestitionen) sowie sonstige Erweiterungs- und Erhal-
tungsinvestitionen unter den Schutz des Vertrags fallen.  
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen aus dem  
anderen Vertragsstaat nicht zu diskriminieren.  

Zu Artikel  3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und Meist-
begünstigung niedergelegt. In den Protokollnummern 2 a  
und b sind die wichtigsten Anwendungsfälle näher konkre-
tisiert. Protokollnummer 2 c stellt klar, daß die Gewährung  
steuerlicher Vergünstigungen nach dem Prinzip der  

Gebietsansässigkeit nicht in Widerspruch steht zu dem  
Gebot der Inländerbehandlung, die an die Staatsangehörig-
keit anknüpft. Protokollnummer 2 d enthält eine Wohl-
wollensklausel hinsichtlich Einreise und Arbeitserlaubnis in  
unmittelbarem Zusammenhang mit einer Kapitalanlage.  

Zu Artikel 4  

Die Bestimmung behandelt den Enteignungsschutz sowie  
die Entschädigungspflicht und den ordentlichen Rechts-
weg bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteigung oder  
Verstaatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen  
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor  
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi-
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche  
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht  
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als  
solche, sondern gemäß Protokollnummer 3 auch auf staat-
liche Eingriffe in das Unternehmen, wenn dadurch die  
Kapitalanlage mittelbar beeinträchtigt wird. Bei Verlusten  
an Kapitalanlagen infolge Krieg, Staatsnotstand oder son-
stiger Ausnahmesituationen wird Inländerbehandlung und  
Meistbegünstigung zugesichert.  

Zu Artikel 5  

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien  
Transfers von Kapital und Erträgen. Der Transfer ist ohne  
unbegründete Verzögerung zu dem am Tage des Trans-
fers gültigen Wechselkurs durchzuführen. Gemäß Proto-
kollnummer 4 darf der Transfer in keinem Fall später als  
drei Monate nach entsprechender Antragstellung erfolgen.  

Zu Artikel 6  

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation.  
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im  
Falle einer Entschädigungszahlung an einen deutschen  
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische  
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü-
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem Ver-
tragspartner geltend machen kann.  

Zu Artikel 7  

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es aufgrund  
einer innerstaatlichen Rechtsvorschrift des jeweiligen Ver-
tragsstaates oder aufgrund einer anderen völkerrechtli-
chen Übereinkunft, haben Vorrang vor dem Vertrag (sog.  
Besserstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragspar-
teien zu, daß sie dem Investor gegenüber übernommene  
Verpflichtungen einhalten werden.  

Zu Artikel  8  

Der Artikel sieht das übliche Schiedsverfahren bei Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien  
über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags vor.  

Zu Artikel 9  

Für Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Investor  
und dem jeweiligen anderen Vertragsstaat sieht diese  
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Bestimmung ein Schiedsverfahren beim Internationalen 
Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
(ICSID) in Washington nach dem diesbezüglichen Ober-
einkommen vom 18. März 1965 vor. Der Investor kann 
diese Schiedsgerichtsbarkeit bei sämtlichen Streitigkeiten 
mit dem Gaststaat in bezug auf seine Kapitalanlage an-
rufen. 

Zu Artikel 10 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 11 

Der Vertrag gilt auch für sog. Altinvestitionen. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann — mit zwölfmonatiger Kündigungs-
frist — auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver-
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere fünf-
zehn Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen sieht das 
Protokoll in Nummer 1 die Ausdehnung des Vertrags auf 
Gebiete der ausschließlichen Wirtschaftszone und des 
Festlandsockels vor und enthält ferner in Nummer 5 ein 
Diskriminierungsverbot bei Beförderungen von Gütern und 
Personen im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 






